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Deskriptoren Kurzarbeitergeldanspruch

gekündigtes Arbeitsverhältnis
Arbeitnehmerkündigung

Leitsätze An der persönlichen Voraussetzung des
nicht gekündigten Arbeitsverhältnisses
fehlt es für das Kurzarbeitergeld auch bei
einer Kündigung des Arbeitnehmers

Normenkette SGB III § 172 Abs 1 Nr 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 AL 194/00
Datum 17.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 265/01
Datum 31.01.2002

3. Instanz

Datum 21.11.2002

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 31. Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten des Revisionsverfahrens sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der Rechtsstreit betrifft einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld (Kug) fÃ¼r die Monate
Juni und Juli 1999 des Arbeitnehmers Donald H. , der sein ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der
KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 11. Juni 1999 zum 31. August 1999 gekÃ¼ndigt hatte.

Die KlÃ¤gerin stellt Spritzgusserzeugnisse her. Sie wurde im Juni 1999 als
Nachfolgerin eines insolvent gewordenen Unternehmens gegrÃ¼ndet. Der Betrieb

                               1 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/172.html


 

arbeitet in vier Abteilungen mit insgesamt 32 Arbeitnehmern. Von der Kurzarbeit
waren die Abteilungen spanabhebende Bearbeitung und Werkbank betroffen.

Die KlÃ¤gerin zeigte im Juni 1999 Arbeitsausfall an und fÃ¼gte eine mit dem
beigeladenen Betriebsrat beschlossene Betriebsvereinbarung vom 17. Juni 1999
bei. Mit Anerkennungsbescheid vom 15. Juli 1999 stellte die beklagte Bundesanstalt
(BA) die betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Kug in der
Abteilung Werkbank fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni bis 31. August 1999 fest. TatsÃ¤chlich
war die Kurzarbeit ab 1. August 1999 beendet. Nach der SchlussprÃ¼fung bewilligte
die BA das Kug fÃ¼r die Monate Juni und Juli 1999 endgÃ¼ltig, lehnte aber Kug
fÃ¼r den Arbeitnehmer Donald H. in HÃ¶he von 862,60 DM ab, weil dieser mit
Schreiben vom 11. Juni 1999 sein ArbeitsverhÃ¤ltnis gekÃ¼ndigt habe und
sÃ¤mtliche Ausfalltage nach Zugang der KÃ¼ndigung angefallen seien. Den
Widerspruch der KlÃ¤gerin wies die BA mit Widerspruchsbescheid vom 28. April
2000 zurÃ¼ck, weil die Bewilligung von Kug ein ungekÃ¼ndigtes ArbeitsverhÃ¤ltnis
voraussetze.

Das Sozialgericht (SG) hat der dagegen gerichteten Klage stattgegeben und die BA
verurteilt, weitere 862,60 DM Kug zu zahlen, weil die EigenkÃ¼ndigung eines
Arbeitnehmers der Kug-Zahlung nicht entgegenstehe (Urteil vom 17. Januar 2001).
Der Nichtzulassungsbeschwerde der BA hat das SG abgeholfen (Beschluss vom 8.
Mai 2001).

Auf die Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) das Urteil des SG aufgehoben
und die Klage abgewiesen (Urteil vom 31. Januar 2002). Zur BegrÃ¼ndung hat das
LSG ausgefÃ¼hrt, der Anspruch auf Kug sei weiterhin davon abhÃ¤ngig, dass das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nach dem Arbeitsausfall fortgefÃ¼hrt werde. Die
Regelung, wonach die BA Arbeitnehmern eines gekÃ¼ndigten ArbeitsverhÃ¤ltnisses
im Wege des Ermessens Kug zugestehen kÃ¶nne, habe der Gesetzgeber des SGB III
gestrichen. Das entspreche der Funktion des Kug als einer Leistung der
Arbeitslosenversicherung zur Erhaltung von ArbeitsplÃ¤tzen. Die Zielsetzung des
Gesetzgebers, Kug auch dann nicht zu gewÃ¤hren, wenn der Arbeitnehmer das
ArbeitsverhÃ¤ltnis gekÃ¼ndigt habe, ergebe sich auch aus den Materialien.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin die Verletzung des Â§
172 Abs 1 Nr 2 Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III). Die Revision
fÃ¼hrt aus, das LSG sei von falschen Voraussetzungen ausgegangen. Auch Â§ 65
Abs 1 Satz 3 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) habe auf der Annahme beruht, dass
der Arbeitgeber Anlass zur Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses gegeben habe.
Kug sei nach dieser Vorschrift nur gewÃ¤hrt worden, solange der Arbeitnehmer
keine andere angemessene Arbeit habe aufnehmen kÃ¶nnen. Hieraus sei zu
entnehmen, dass die Vorschrift nur ArbeitgeberkÃ¼ndigungen betroffen habe.
Arbeitnehmer kÃ¼ndigten selbst in Krisenzeiten nicht aus freien StÃ¼cken, ohne
bereits ein neues ArbeitsverhÃ¤ltnis eingegangen zu sein oder ein neues
ArbeitsverhÃ¤ltnis kurzfristig zu begrÃ¼nden. Der Zweck des Kug â�� die Erhaltung
von ArbeitsplÃ¤tzen â�� kÃ¶nne nur aus Arbeitgebersicht gesehen werden, denn in
Krisenzeiten werde regelmÃ¤Ã�ig der Arbeitgeber zu dem Instrument der
Personalkostenreduzierung greifen. Der Argumentation des LSG sei
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entgegenzuhalten, dass es dem Arbeitgeber freistehe, nach einer
ArbeitnehmerkÃ¼ndigung den Arbeitsplatz durch eine Neueinstellung zu erhalten.
Auch der Hinweis auf Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, wonach der
gesellschaftspolitische Wert des Kug darin bestehe, die den Arbeitnehmer
belastende Unsicherheit seiner beruflichen Existenz zu vermindern, zeige, dass die
Regelung allein ArbeitgeberkÃ¼ndigungen betreffe. Dies werde auch durch die
Materialien zu Â§ 172 SGB III bestÃ¤tigt. Danach kÃ¶nne das Ziel des Kug, das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis aufrechtzuerhalten, bei KÃ¼ndigung und
gleichzustellendem Aufhebungsvertrag nicht verwirklicht werden. Deshalb sei die
mit dem Kug verbundene Befreiung des Betriebes von Entgeltzahlungspflichten
nicht gerechtfertigt. Mit dieser BegrÃ¼ndung sei es nicht zu vereinbaren, wenn es
einseitig in der Hand des Arbeitnehmers liege, durch eine EigenkÃ¼ndigung
darÃ¼ber zu entscheiden, ob der Arbeitgeber von seiner Entgeltzahlungspflicht
teilweise befreit werde. Es kÃ¶nne auch nicht Zweck des Kug sein, Arbeitnehmer an
einen Not leidenden Betrieb zu binden und damit ihre grundgesetzliche
BerufsausÃ¼bungsfreiheit einzuschrÃ¤nken.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 31. Januar 2002 aufzuheben
und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Hildesheim vom
17. Januar 2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend. GekÃ¼ndigte ArbeitsverhÃ¤ltnisse
kÃ¶nnten durch die Bewilligung von Kug nicht mehr stabilisiert werden. Der Sinn
und Zweck dieser Leistung sei in solchen FÃ¤llen nicht mehr zu erreichen.

Der beigeladene Betriebsrat der KlÃ¤gerin hat sich im Revisionsverfahren nicht
geÃ¤uÃ�ert und keinen Antrag gestellt.

II

1. Die Revision ist nicht begrÃ¼ndet, denn das LSG hat ohne Rechtsverletzung
entschieden, dass dem frÃ¼heren Arbeitnehmer Donald H. fÃ¼r die Monate Juni
und Juli 1999 Kug in HÃ¶he von 862,60 DM nicht zustand.

1.1 Die arbeitnehmerbezogenen persÃ¶nlichen Voraussetzungen fÃ¼r den
Anspruch auf Kug sind â�� unter anderen hier nicht zu erÃ¶rternden
Voraussetzungen â�� nur erfÃ¼llt, wenn das ArbeitsverhÃ¤ltnis nicht gekÃ¼ndigt
oder durch Aufhebungsvertrag aufgelÃ¶st ist (Â§ 172 Abs 1 Nr 2 Sozialgesetzbuch
â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III)). Diese Voraussetzung betrifft entgegen der Ansicht
der Revision nicht nur FÃ¤lle der LÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch den
Arbeitgeber. Der Wortlaut der Vorschrift legt ein solches VerstÃ¤ndnis nahe, weil er
die negative Voraussetzung des Â§ 172 Abs 1 Nr 2 SGB III nicht ausdrÃ¼cklich auf
LÃ¶sungen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch den Arbeitgeber beschrÃ¤nkt. Zwar
wÃ¤re der Wortlaut fÃ¼r eine teleologische Reduktion offen, deuteten
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Rechtsentwicklung, Entstehungsgeschichte der Vorschrift und Zweck des Kug nicht
in die gegenteilige Richtung:

Nach dem bis zum In-Kraft-Treten des SGB III geltenden Â§ 65 Abs 1 Nr 1 AFG
gehÃ¶rte zu den persÃ¶nlichen Voraussetzungen des Anspruchs auf Kug, dass das
ArbeitsverhÃ¤ltnis nach Beginn des Arbeitsausfalls ungekÃ¼ndigt fortgesetzt wird.
Allerdings sah Â§ 65 Abs 1 Satz 3 AFG vor, gekÃ¼ndigten Arbeitnehmern kÃ¶nne
die BA im Wege des Ermessens Kug bewilligen, solange sie keine andere
angemessene Arbeit aufnehmen kÃ¶nnen. Die MÃ¶glichkeit, das Kug auch
gekÃ¼ndigten Arbeitnehmern zu bewilligen, ist nach den persÃ¶nlichen
Voraussetzungen des Anspruchs nach Â§ 172 SGB III nicht mehr vorgesehen. Aus
den Materialien ergibt sich, dass der Gesetzgeber die MÃ¶glichkeit der Bewilligung
von Kug an Arbeitnehmer, deren ArbeitsverhÃ¤ltnis gekÃ¼ndigt ist, ersatzlos
gestrichen hat. Dabei ist er davon ausgegangen, dass bei KÃ¼ndigung und
Aufhebungsvertrag die mit dem Kug verfolgte arbeitsmarktpolitische Zielsetzung
der Erhaltung des konkreten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht zu verwirklichen
ist. Er hat dabei die weitere Folge gesehen, dass der Betrieb in diesen FÃ¤llen nicht
mehr durch Kug von Entgeltzahlungspflichten an gekÃ¼ndigte Arbeitnehmer befreit
wird (BT-Drucks 13/4941 S 184 f). Die wirtschaftliche Folge der Entlastung des
Arbeitgebers ist ein Reflex der fÃ¼r Arbeitnehmer begrÃ¼ndeten
Versicherungsleistung Kug. Ein eigenes Recht des Arbeitgebers begrÃ¼ndet das
Gesetz nicht. Vielmehr nimmt der Arbeitgeber verfahrensrechtlich als
Prozessstandschafter Rechte seiner Arbeitnehmer wahr. Auf diese
Rechtsentwicklung, die Zielsetzung des Gesetzgebers und das sich daraus
ergebende VerstÃ¤ndnis des Â§ 172 Abs 1 Nr 2 SGB III hat das LSG zutreffend
hingewiesen. Diese Entscheidung des Gesetzgebers steht nicht zur Disposition von
Verwaltung und Gerichten (Art 20 Abs 3 Grundgesetz; Â§ 31 Sozialgesetzbuch â��
Allgemeiner Teil (SGB I)).

1.2 Die dagegen gerichteten Argumente der Revision kÃ¶nnen nicht Ã¼berzeugen.
Entgegen der tatsÃ¤chlichen Zielsetzung des Gesetzes geht die Revision davon aus,
die Zahlung des Kug bezwecke die Erhaltung des Arbeitsplatzes. Die persÃ¶nlichen
Voraussetzungen des Â§ 172 SGB III und die erÃ¶rterten Materialien zeigen jedoch,
dass es dem Gesetzgeber um die Erhaltung des die Versicherungspflicht
begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit dem Arbeitnehmer ankommt.

Auch wenn nur Arbeitgeber oder Betriebsvertretung Kurzarbeit anzeigen und Kug
beantragen kÃ¶nnen (Â§ 173 Abs 1 Satz 2 SGB III), handelt es sich bei dem
Anspruch auf Kug um einen Anspruch des Arbeitnehmers (Â§ 169 SGB III). Deshalb
kann der Einwand, es gehe nicht an, dass ein Arbeitnehmer durch eine
EigenkÃ¼ndigung die Leistung des Kug vereitele, nicht durchdringen. Die weiteren
AusfÃ¼hrungen der Revision, die Regelung sei aus der Sicht der Wirtschaftspolitik
und des Arbeitgebers einschrÃ¤nkend auszulegen, werden der Konzeption der
gesetzlichen Regelungen der Â§Â§ 169 ff SGB III und der den Materialien zu
entnehmenden Zielsetzung, BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse zu erhalten, nicht
gerecht. Bei einem gekÃ¼ndigten ArbeitsverhÃ¤ltnis soll das Entgeltrisiko nicht auf
die Beklagte verlagert werden, sondern bei den Parteien des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
verbleiben. Ob der Arbeitgeber bei Ausfall des Kug Arbeitsentgelt zu leisten hat, ist
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von den jeweils geltenden tarif- und arbeitsvertraglichen Regelungen abhÃ¤ngig
(vgl Schaub/Linck ArbR-Hdb 10. Aufl, Â§ 47 RdNr 10), ohne dass Â§ 172 Abs 1 SGB
III auf solche Regelungen abstellt. Die Inanspruchnahme der Materialien durch die
Revision verkehrt ihren Sinn und Inhalt in das Gegenteil. Es ist auch nicht zu
erkennen, inwiefern die Freiheit der BerufsausÃ¼bung von Arbeitnehmern
beeintrÃ¤chtigt sein sollte, wenn ihre EigenkÃ¼ndigung als KÃ¼ndigung iS des Â§
172 Abs 1 Nr 2 SGB III behandelt wird.

2. UnabhÃ¤ngig von der KÃ¼ndigung eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses kommt allenfalls
ein Anspruch auf das sog strukturelle Kug in Betracht (Â§ 175 Abs 3 SGB III). Die
Voraussetzungen fÃ¼r das strukturelle Kug nach Â§ 175 Abs 1 Satz 1 SGB III,
insbesondere StrukturverÃ¤nderungen fÃ¼r den Betrieb mit einer EinschrÃ¤nkung
und Stilllegung des Betriebs oder wesentlichen Betriebsteilen mit
PersonalanpassungsmaÃ�nahmen, sind jedoch nicht ersichtlich und werden von der
KlÃ¤gerin auch nicht geltend gemacht.

3. Da die Entscheidung des LSG nicht auf einer Gesetzesverletzung beruht, ist die
Revision der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen (Â§ 170 Abs 1 SGG aF).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 SGG.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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